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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(1 1 . Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Faße, Schmidt (Nürnberg), Dr. Penner, Roth, 
Dreßler, Matthäus-Maier, Dr. Däubler-Gmelin, Adler, Bachmaier, Becker-Inglau, 
Bernrath, Blunck, Dr. Böhme (Unna), Bulmahn, Catenhusen, Conrad, Egert, 
Fuchs (Köln), Fuchs (Verl), Ganseforth, Dr. Götte, Hämmerle, Dr. Hartenstein, 
Ibrügger, Kästner, Kolbow, Kretkowski, Kuhlwein, Leidinger, Luuk, 

Müller (Düsseldorf), Dr. Niehuis, Odendahl, Opel, Peter (Kassel), Renger, 
Schulte (Hameln), Seidenthal, Seuster, Dr. Skarpelis-Sperk, Dr. Soell, 

Dr. Sonntag-Wolgast, Steinhauer, Stiegler, Terborg, Dr. Timm, Dr. Wegner, 
Weiler, Weyel, Wieczorek-Zeul, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 11/5689 — 


Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen von Frauen durch 
Abschaffung der geringfügigen Beschäftigung 


A. Problem 

Die Bundesregierung soll nach Ansicht der Antragsteller aufgefor- 
dert werden, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der eine weitge- 
hende Abschaffung der Geringfügigkeitsgrenze in der Renten-, 
Kranken- und Arbeitslosenversicherung beinhaltet. Die Bundesre- 
gierung soll durch Erlaß entsprechender Vorschriften dafür Sorge 
tragen, im Geschäftsbereich des Bundes nur solche Arbeitsver- 
träge abzuschließen, die die arbeits- und sozialversicherungs- 
rechtliche Absicherung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sowie die Zahlung des tarifvertraglichen Entgelts vorsehen. Ferner 
soll die Bundesregierung darüber berichten, mit welchem Erfolg 
im Bereich der Bundesverwaltung bestehende Verträge entspre- 
chend geändert bzw. neu abgeschlossen worden sind. 
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B. Lösung 

Ablehnung des Antrags 

Nach Auffassung der Mehrheit des Ausschusses entspricht die 
Möglichkeit der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse dem 
Interesse der betroffenen Arbeitnehmer wie auch der Wirtschaft. 
Durch die Einführung des Sozialversicherungsausweises werde 
möglichen Mißbräuchen vorgebeugt. 

Der Antrag wurde mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 


C. Alternativen 

Die Mitglieder der antragstellenden Fraktion wie auch der Frak- 
tion DIE GRÜNEN plädierten für die Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Der Umfang der Kosten zusätzlicher Sozialversicherungsbeiträge 
kann nicht zuverlässig geschätzt werden. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 11/5689 — abzulehnen. 

Bonn, den 16. Mai 1990 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Egert Frau Weiler 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Frau Weiler 


i. 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag in seiner 
182. Sitzung am 7. Dezember 1989 dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung zur federführenden Bera- 
tung sowie dem Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit zur Mitberatung überwiesen. In sei- 
ner Stellungnahme vom 17. Mai 1990 empfahl der 
mitberatende Ausschuß mit den Stimmen der Mitglie- 
der der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion der SPD und der 
Fraktion DIE GRÜNEN, den Antrag abzulehnen. Der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat die Bera- 
tung in seiner 125. Sitzung am 16. Mai 1990 aufge- 
nommen und abgeschlossen. Unter dem Vorbehalt 
des noch ausstehenden mitberatenden Votums hat er 
den Antrag mit den Stimmen der Mitglieder der Frak- 
tionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der 
Mitglieder der Fraktion der SPD und der Fraktion DIE 
GRÜNEN abgelehnt. Das Votum des mitberatenden 
Ausschusses gab keine Veranlassung zur erneuten 
Beratung. 

II. 

Die Mitglieder der antragstellenden Fraktion, unter- 
stützt von den Mitgliedern der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN, betonten, daß vor allem Frauen von den gering- 
fügigen Beschäftigungsverhältnissen betroffen seien. 
Ihnen würden häufig Vollzeitstellen und sozialversi- 


cherungspflichtige Teilzeitarbeitsplätze verwehrt. 
Dies habe zur Folge, daß ihnen bei Krankheit und im 
Alter die nötige soziale Absicherung fehle. Dies zeige 
sich auch an den deutlich niedrigeren Durchschnitts- 
renten für Frauen im Vergleich zu denen für Männer. 
Unzureichende Rentenansprüche müßten durch Lei- 
stungen der Sozialhilfe aufgefangen werden. Der An- 
trag solle dazu beitragen, dem sich zunehmend zu- 
spitzenden Problem der Altersarmut der Frauen ent- 
gegenzuwirken. Bei den Beratungen habe sich nach 
Auffassung der SPD gezeigt, daß die Koalitionsfrak- 
tionen zu ihren früheren Ankündigungen, das Thema 
Geringfügigkeitsgrenze werde neu geregelt, nicht 
mehr stünden. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
hielten dem entgegen, daß die Möglichkeit der ge- 
ringfügigen Beschäftigung dem Interesse eines gro- 
ßen Personenkreises entgegenkomme. In einer Viel- 
zahl von Branchen mit sehr unregelmäßigem Arbeits- 
anfall, z. B. der Gastronomie, könne auf die Möglich- 
keit der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse 
nicht verzichtet werden. Große Bedeutung komme 
diesen Beschäftigungsverhältnissen auch im karitati- 
ven Bereich zu, denn viele gemeinnützige Dienste 
könnten anders nicht erbracht werden. Die Einfüh- 
rung des Sozialversicherungsausweises stelle ein sehr 
wirksames Mittel gegen Mißbräuche in diesem Be- 
reich dar. Aus diesen Gründen lehnten sie den 
Antrag ab. 


Bonn, den 16. Mai 1990 


Frau Weiler 

Berichterstatterin 
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